
Duale Berufsausbildung
und Arbeitsschutz

Rechtsgrundlagen
Berufsausbildung

zentrale Rechtsgrundlagen:

Berufsausbildungsgesetz (BBiG):
Prüfung, Kündigung, Probezeit,
Vergütung, Zeugnis

Ausbildungsordnung (AuO): Dauer
der Ausbildung, Verkürzung der
Ausbildung, Führen eines
Berichtshefts,
Prüfungsanforderungen

Pflichten

Azubis: Lernpflicht, Sorgfaltspflicht,
Gehorsamspflicht,
Berufsschulpflicht, Schweigepflicht,
Pflicht zur Einhaltung des
Wettbewerbsverbots

Ausbildende: Ausbildungspflicht,
Freistellung zum
Berufsschulbesuch, Zahlung d.
Ausbildungsvergütung,
Fürsorgepflicht,

Duale Berufsausbildung /IHK

Örtlichkeiten

BerufsschuleKammerprüfung -> Zeugnis über
schulische Leistungen

Allgemeinbildung

Fachtheorie

BetriebKammerprüfung -> IHK Zeugnis

Fachpraxis

Fachtheorie

Duales System

Nachteile

unterschiedliche Arbeitsqualität

Abstimmung der
Ausbildungsinhalte zwischen
Schule und Betrieb

schwer zu organisieren

Vorteile

Praxis bezogene  Ausbildung, da
vorwiegend im Betrieb

Entlastung der Steuerzahler

Abwechslungsreiche Ausbildung
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Vertretung des Gesamtinteresses
der Wirtschaft

Öffentliche Aufgaben (z.B.
Abschlussprüfungen der
Ausbildung)

Service-Bereich (z.B.
Abfallberatung <-> Zollformulare)

Arbeitsschutz

Versicherungsfälle und
Unfallversicherungsleistungen

Versicherungsfälle: Arbeitsunfälle,
Wegeunfälle, Berufskrankheiten

Unfallversicherungsleistungen:
Heilbehandlung, Verletztengeld,
Berufshilfe, Übergangsgeld, Rente

Bereiche des Arbeitsschutzes

Technischer Arbeitsschutz:
Gewerbeordnung,
Gerätesicherheitsgesetz,
Arbeitssicherheitsgesetz,
Arbeitsstättenverordnung,
Unfallverhütungsvorschriften

Sozialer Arbeitsschutz:
Arbeitszeitgesetz,
Bundesurlaubsgesetz,
Mutterschutzgesetz,
Schwerbehindertengesetz,
Jugendarbeitsschutzgesetz

Organe des Arbeitsschutzes
Berufsgenossenschaften, staatliche
Gewerbeaufsichtsämter

Geschützte Personengruppen:

Mütter

Schwangere

Jugendliche

Schwerbehinderte

Ausbildungsvertrag

Abschluss Vertrag (schriftlich)

Wird von IHK geprüft

basierend auf
Berufsbildungsgesetz (BBiG),
Jugendarbeitsschutzgesetz
(JArbSchG) und
Ausbildunsordnung (AuO)

Unterschrieben von

Ausbildende (Betrieb)

Auszubildende


